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Landesgesetzblatt für Wien 
Jahrgang 1971 Ausgegeben am 4. Februar 1971 4. Stück 

4. G"""2:: Dienstordnung 1%6; Änderung (l. Novelle zur Dienstordnung 1%6). 

4. 
Gesetz vom 20. November 1970, mit dem 
die Dienstordnung 1966 geändert wird 

(1. Novelle zur Dienstordnung 1966) 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Die Dienstord111Ung 1966, LGBI. für Wien 
Nr. 37/1967, wird wie folgt geändert: 

1. § 5 hat 7'U lauten: 

„A 11 gemeine Ans te 11 u n gs e rf o rd er­
n i s se 

§ 5. (1) Zur Unten;tellung unter die Dienst­
ordnung (Anstellung) ist im allgemeinen er­
forderlich: 

1. ein Lebensalter von wenigstens 18 und nicht 
mehr als 40 Jahren, 

2. die österreidlische Staatsbürgerschaft, 
3. ein ehrenhaftes Vorleben, 
4. die zur Erfüllung der Dienstobliegenheiten 

notwendigen geistigen und körperlichen Fähig­
keiten. 

(2) Das Anstellun;gserfordernis nach Abs. 1 · 
Z. 1 entfällt bei Personen, die seit -der Voll­
endung des 40. Lebensjahres ununterbrochen in 
einern privatred:itlidten D.ienstverhältnis zur 
Stadt Wien stehen." 

2. § 6 Abs. 1 lit. b hat zu lauten: 

,1b) Personen, die a.uf Grund einer gericht­
lichen Verurteilung, mit der der Verlust 
eines öffentlichen Amtes oder Dienstes 
verbunden ist, aus dem öifentlidten Dienst 
ausgeschieden sind oder auf Grund eines 
Disziplinarerkenntniss:es aus einem öffent­
lich-rechtlichen Dienstverhältni< entlassen 
worden sind, •ofern nidit berücksicht.i­
gu~swürdige Griinde für die Unterstel­
lung unter die Dienstordnung spred:ien;u 

3. § 13 hat zu lauten: 

„A n s te 11 u ngsh es chdd 

§ 13. Im Bescheid, mit dem der Beamte der 
Dienst-0rdnung unterstellt wird, ist auch auszu­
spredten, ob das Dienstverth1.lltnis provisor.isdi 

6 

oder definitiv iJt: und welcher Beamten- und 
Verwendungsgruppe der Beamte angehört." 

4. § 14 hat zu lauten: 

„G elöbnis 

§ 14. Der Beamte hat zu geloben, daß er die 
Verfassungen und die Gesetze der Republik 
Österreich und der Bundeshauptstadt Wien so­
wie alle sonstigen Vorschriften unverorüchlich 
beachten, die mit der Anstellung verbundenen 
Pllichten gewissenhaft und ohne Ansehung der 
Person erfüllen und die Dienstverschwiegenhelt 
beobachten wird." 

5. Die §§ 16 und 17 haben zu lauten: 

„Anrechnung von Zeiten für die 
Vorrückung und Zeitvorrückung 

§ 1"- (!) Folgende, dem Tag der Unrer>tellung 
unter die Dienstordnung voraus.gegangene 
Zeiten sind dem Beamten für die Vorrückung 
und Zeitvorriickuorg zur Gänze anzurechnen: 

1. die Zeit, die in einer Be.sdiäftigung mit min~ 
destens der Hälfte deo für Vollbeochäftigte 
vorgeschriebenen Ausmaßes entweder in 
einem Dienstverhältnis zu einer inländischen 
Gebierskörpemhaft oder im Lehrberuf an 
einer it>ländischen öffentlid>en Schule oder an 
einer mit öffentlichkeitsredit ausge.statt-eten 
inländischen Pruntochule zurückgelegt worden 
ist; 

2. die Zeit der Ableistung des Prä.senzdienstes 
nach dem Wehrgesetz, BGB!. Nr. 181/1955; 

3. die Zeit, in der der Beamte auf Grund des 
Heeresversorgungsgesetzes, BGB!. Nr. 271 
1964, Ansprudi auf eine Besmädigtenrente 
en"5prediend einer Minderung der Erwerbs­
!ahigkeit von mindestens 90 v. H. gehabt hat; 

4. die Zeit der Einführung in das praktische 
Lehramt, der Gerid>tspraxis (Reclitspraktikan­
tenzeit), der na<h dem ll.rztegesetz, BGB!. 
Nr. 92/1949, zur ärztfühen llerufsausübung 
vorgeschriebenen praktischen Tätigkeit und 
der nach de< Verordnu~ BGBI. Nr. 215/1949 
für die Zulassung zur tierärztlidien Phy.ikats­
prüfung vorgesdiri®enen tierärztlimeo Praxis 
oder sonstigen tierärztlidten Titigkeit; 












